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Mitteilung des Senats vom 12. November 2019 

Anträge auf Entschädigungen nach dem Opferentschädigungsgesetz von 
ehemaligen Heimkindern in Bremen 

Die Fraktion DIE LINKE hat unter Drucksache 20/97 eine Kleine Anfrage zu 
obigem Thema gerichtet. 

Der Senatbeantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt:  

Vorbemerkung 

Das Amt für Versorgung und Integration Bremen (AVIB) hat von 2012 bis Ende 
2014 die Anlauf- und Beratungsstelle für Heimkinder im Land Bremen (AB-
Stelle) eingerichtet. Die AB-Stelle war für alle ehemaligen Heimkinder zustän-
dig, die in Bremen ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Sie 
konnten bei der AB-Stelle einen Antrag auf Entschädigung aus dem Fonds 
„Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1949 bis 
1975“ stellen, auch wenn sie in einem Heim außerhalb Bremens Leid und Un-
recht erlitten hatten. Bei der AB-Stelle in Bremen gab es 249 Anträge. 

Gleichzeitig ist das AVIB für die Bearbeitung von Anträgen von ehemaligen 
Heimkindern nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) zuständig. Die An-
tragsvoraussetzung für eine Opferentschädigung nach dem OEG ist wesentlich 
höher. Außerdem können Anträge nach dem OEG nur dann in Bremen gestellt 
werden, wenn auch der Tatort einer Gewalttat – in diesem Fall also das Heim - 
im Land Bremen liegt beziehungsweise lag. Nur zwei der 249 Anträge im Rah-
men der AB-Stelle führten auch zu Anträgen nach dem OEG beim AVIB. Zu 
diesen beiden Anträgen werden im Folgenden weitere Ausführungen gemacht, 
vergleiche Fall eins und vier. 

Das Sozialgericht Bremen (SG Bremen) ist für Klagen nach ablehnenden Be-
scheiden und nach durchgeführtem Widerspruchsverfahren nach dem OEG zu-
ständig, wenn die Klägerin oder der Kläger in Bremen wohnt. Das heißt, am SG 
Bremen werden auch Fälle behandelt, über die zuvor andere Versorgungsver-
waltungen in der Sache beschieden hatten. In diesem Zusammenhang sind 
dem Senat drei Fälle bekannt (vergleiche im Folgenden Fall zwei, drei und 
fünf). 

Einschränkend ist festzustellen, dass Fälle ehemaliger Heimkinder nicht geson-
dert statistisch erfasst werden. Für die Antworten auf die nachstehenden Fra-
gen musste daher vorwiegend auf das Erinnerungsvermögen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der AB-Stelle sowie der Kammervorsitzenden 
des Sozialgerichts Bremen zurückgegriffen werden, soweit diese Personen 
noch im Dienst sind. Aufgrund des hohen Aufwands wurde von der Durchsicht 
der circa 650 Gerichtsakten aus den Jahren 2000 bis 2019 Abstand genommen. 
Das Ergebnis dieser Recherche kann daher keine Gewähr für Vollständigkeit 
beanspruchen. 
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Darüber hinaus gibt es auch ehemalige Heimkinder, die Anträge nach dem 
OEG gestellt haben, die aber nicht im Zusammenhang mit dem Heimaufent-
halt, sondern mit anderen Vorkommnissen stehen. Diese Fälle wurden im Fol-
genden nicht weiter berücksichtigt. 

1. Wie viele Anträge auf Opferentschädigung nach dem OEG sind seit dem 
Jahr 2000 von ehemaligen Heimkindern an Bremer Gerichten gestellt wor-
den? 

Die Abfrage bei den Richterinnen und Richtern des Sozialgerichts Bremen und 
unter den zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beim AVIB hat erge-
ben, dass fünf Fälle bekannt sind. Zur Erläuterung der Antworten zu den Fra-
gen zwei bis fünf sind die bekannten Fälle des Sozialgerichts Bremen 
nachfolgend aufgeführt: 

Fall 1: 

Klageeingang am 28. Februar 2012, Beklagte: Freie Hansestadt Bremen, ver-
treten durch das AVIB. Abweisender Gerichtsbescheid vom 18. Februar 2016. 
Die Berufung des Klägers wurde mit Urteil vom 29. September 2016 durch das 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen zurückgewiesen.  

Fall 2: 

Klageeingang am 27. Februar 2013, Beklagte: Das Land Rheinland-Pfalz, ver-
treten durch dessen Versorgungsverwaltung. Stattgebendes Urteil vom 11. Juni 
2015. Die Berufung der Beklagten wurde mit Urteil vom 11. Mai 2017 durch das 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen zurückgewiesen. 

Fall 3: 

Klageeingang am 4. Oktober 2013, Beklagte: Das Land Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch dessen Versorgungsverwaltung. Das Verfahren ist, erstinstanz-
lich, noch nicht abgeschlossen. 

Fall 4: 

Klageeingang am 19. Dezember 2013, Beklagte: Freie Hansestadt Bremen, ver-
treten durch das AVIB. Abweisender Gerichtsbescheid vom 30. August 2016.  

Fall 5: 

Klageeingang am 14. November 2014, Beklagte: Das Land Berlin, vertreten 
durch dessen Versorgungsverwaltung. Die Klagerücknahme durch den Kläger 
erfolgte am 19. September 2016. 

2. Wie lange dauerten die Gerichtsverfahren? (Bitte die Zeitdauer für jedes 
einzelne Verfahren aufführen. Bei noch nicht abgeschlossenen Verfahren 
als „bisherige Dauer“. Wenn ein Verfahren bereits in der zweiten Instanz 
ist, bitten wir um eine entsprechende Ausweisung der Länge des erstin-
stanzlichen Verfahrens und die sich daran anschließende Länge des zweit-
instanzlichen Verfahrens). 

Abgeschlossene Verfahren:  

Erste Instanz: 

Fall 1 Fall 2 Fall 4 

4 Jahre 
2 Jahre, 3 
Monate 

2 Jahre, 9 
Monate 

 
Zweite Instanz: 

 
Fall 1: Fall 2 

7 Monate 23 Monate 
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Laufende Verfahren: 

Fall drei dauert bisher sechs Jahre.  

3. Zu welchen Urteilen kamen die Gerichte in den abgeschlossenen Verfah-
ren? (Bitte einzeln aufführen, falls gegeben, erste und zweite Instanz ein-
zeln darstellen) 

In einem Fall kam es in der ersten und zweiten Instanz zur Klageabweisung, 
Fall eins, in einem Fall kam es in der ersten und zweiten Instanz zur Klagestatt-
gabe, Fall zwei, und in einem Fall in der ersten Instanz zur Klageabweisung, 
Fall vier. 

4. In wie vielen Fällen strebte die beklagte öffentlich-rechtliche Gegenseite 
nach einem positiv ergangenen Urteil Revision an? (Bitte einzeln mit Dauer 
des Verfahrens bis zum positiv ergangenen Urteil aufführen) 

Eine Revision gegen ein Berufungsurteil ist dem Senat nicht bekannt, in den 
zwei Fällen mit Zuständigkeit des AVIB gab es bislang keine gerichtlichen Ent-
scheidungen gegen das beklagte Land Bremen, Revisionen wurden daher nicht 
angestrebt. 

5. Wie viele Gerichtsverfahren endeten vorzeitig durch den Tod der antrag-
stellenden Person? (Bitte einzeln mit Dauer des jeweiligen Verfahrens auf-
führen, falls gegeben, differenziert nach erster und zweiter Instanz) 

In den oben angegebenen Fällen endete kein Gerichtsverfahren vorzeitig 
durch den Tod der antragstellenden Person.  
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